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Mascha Madörin

Südafrika und die Schweiz

Zur Geschichte einer intimen Allianz*

Die südafrikanische Widerstandsbewegung fordert seit Beginn der sechziger
Jahre von uns als wichtigste Solidaritätsarbeit, dass wir uns gegen die enge Zu-
sammenarbeit der westlichen Industrieländer mit dem Apartheidregime zur
Wehr setzen. Welche Rolle spielt die Schweiz für Südafrika, was soll daran ge-
ändert werden und wie? — aus dieser speziellen Optik habe ich schweizeri-
sehe Realitäten kennen gelernt. Die Schlussfolgerungen, die ich daraus gezo-
gen habe, seien pointiert vorweggenommen:
1. Die Schweiz hat eine spezielle Rolle bei der internationalen Unterstüt-

zung des Apartheidregimes inne. Sie kann diese nur wahrnehmen, weil
sie erstens im Schatten der internationalen Öffentlichkeit steht; und weil
zweitens die Schweizer Grossbanken und Konzerne in der Schweiz auf ei-

ne gutgläubige oder von Ohnmachtsgefühlen geplagte, brave Öffentlich-
keit zählen können. Beides hat ihnen bis vor kurzem erlaubt, sich fast be-

liebig zum Apartheidregime zu verhalten.
2. Die Rolle, die die Schweiz gegenüber Südafrika gespielt hat — und im-

mer noch spielt — ist nicht nur mit Wirtschaftsinteressen, z.B. mit dem
Goldhandel erklärbar. Es geht um mehr: um Identifikation mit einer
Apartheid-Weltsicht (Apartheid heisst genau übersetzt "Getrenntheit"),
um ein Verhältnis Privilegierter zum „Rest der Welt", um Antikommu-
nismus, Fremdenangst, Kontrollwahn...

3. Die bisherige Arbeit der Südafrikasolidaritätsbewegung ist geprägt durch
Kritik der Misstände in und der wirtschaftlichen Beziehungen der
Schweiz zu Südafrika. Jene hat sich, meiner Meinung nach, weder genü-
gend mit der besonderen Rolle der Schweiz gegenüber Südafrika noch
mit der ideologischen und emotionalen Identifikation führender Schwei-

zerischer Wirtschaftsvertreter, Politiker und auch breiter Teile der Be-

völkerung mit der Situation der Weissen Südafrikas befasst.

Südafrikas Politik der "Totalen Strategie"

Südafrika ist stark ausländsabhängig. War es seit der Kolonialisierung schon
immer. Bis in die 50er Jahre war Südafrika ein klassisches Kolonialland mit
Exporten von Rohstoffen und Importen von Gütern aus der Verarbeitungsin-
dustrie. Die Schwarzen dienten vorwiegend als Billigstarbeitskräfte in der Ex-
portproduktion (vorwiegend Bergbau) und auf den Plantagen der weissen
Farmer. Sie mussten sich ihr Überleben in den traditionellen bäuerlichen
Wirtschaften organisieren, konnten das aber immer weniger, weil ihnen zu-
nehmend Boden weggenommen wurde. Mit der Machtübernahme der Natio-
nal Party nach dem 2. Weltkrieg, die sich ideologisch sehr stark an den euro-
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päischen Faschismus anlehnte, wurde eine eigentliche Politik der weiss-natio-
nalen Akkumulation und Modernisierung betrieben. Die Politik der National
Party war die Antwort der Weissen auf die Dekolonisierungsbewegung der
Völker in Afrika und kann nur in diesem Zusammenhang verstanden werden.
Wesentlich für die folgenden Überlegungen ist die Phase der "Totalen Strate-
gie", die zu Beginn der 70er Jahre formuliert und seit 1974 (Putsch in Portu-
gal), systematisch realisiert wurde. Diese Phase fällt mit dem zunehmenden
Engagement der Schweizer Wirtschaft, insbesondere der Schweizer Gross-
banken, gegenüber Südafrika zusammen.

Seit Beginn der 70er Jahre war klar, dass der cordon-sanitaire der koloni-
sierten Nachbarländer (Moçambique, Angola, Namibia und Zimbabwe), der
den Apartheidstaat in den Plänen der weissen Nationalisten Südafrikas vor
den Selbstbestimmungsansprüchen der afrikanischen Völker schützen sollte,
nicht mehr aufrechtzuerhalten war. Es musste eine neue Strategie formuliert
werden: Die "Totale Strategie". Es handelt sich dabei um nichts anderes als

um einen militärischen, ökonomischen, innen- und aussenpolitischen Plan zur
Verteidigung des Apartheidsystems. Ökonomisches Ziel der Totalen Strate-
gie war die Sicherung relativer Autonomie in strategischen Bereichen: Dazu
gehörte der Aufbau einer modernen Verarbeitungsindustrie, der Bau eines

neuen Hafens und verbindender Eisenbahnlinien zum Bergbauzentrum im
Gebiet Johannesburg-Pretoria, dessen Rohstoffexporte seit 1900 wesentlich
über den Hafen Maputo (seit 1975 VR Moçambique) liefen, eine forcierte
Energiepolitik, um die Abhängigkeit Südafrikas von embargo-bedrohten Er-
dölimporten (OPEC-Länder mit kolonialistenfeindlichen Ländern wie Nige-
ria, Venezuela und Algerien) und vom Elektrizitätsimport aus Moçambique
(Cahora Bassa) zu vermindern. Und last but not least gehörte dazu auch eine
moderne Rüstungsindustrie (Atomwaffen eingeschlossen) zur Absicherung
der militärischen Hegemonie im Südlichen Afrika. Einiges war schon früher
geplant, ab Mitte der 70er Jahre wurde die Realisierung jedoch dringlich.

Der Apartheidstaat hat mit Zielstrebigkeit diese Projekte mit einem
Rieseninvestitionsprogramm zu realisieren versucht. Er brauchte dazu aus-
ländische Finanzen, Direktinvestitionen, technisches Know-How, Zugang zu
einer spezialisierten und nicht einfach verfügbaren Rüstungs- und Atomtech-
nologie. Das ökonomische Projekt hat neben anderen Faktoren zur derzeiti-
gen Wirtschaftskrise und Aussenverschuldung geführt.

Zur Aussenpolitik der Totalen Strategie gehörte für Südafrika, dass es den
Ruch eines weissrassistischen Regimes abbauen und eine minimale interna-
tionale Salonfähigkeit erhalten oder wenn möglich ausbauen wollte. Bestand-
teil der Totalen Strategie war daher die Propagierung einer Reformpolitik.
Sie bestand im wesentlichen darin, alle Schwarzen (über 75% der Bevölke-
rung) sukzessive zu Ausländern zu machen und ihnen die bereits zugewiesen
schrebergartenähnlichen und ohnehin schon zu dicht besiedelten Reservate
(die sog. "Homelands", ca. 13% der südafrikanischen Bodenfläche mit der
schlechtesten Bodenqualität) als nationale Gebiete zur Verfügung zu stellen.
Damit sollte den wachsenden Selbstbestimmungsbestrebungen der Schwar-
zen formell Genüge getan und die weissrassistischen Peinlichkeiten, die voll-
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ständige politische Rechtlosikgkeit und wirtschaftliche Diskriminierung der
Schwarzen, ins Ausland verlegt werden. Ein zweiter Punkt des sogenannten
„Reformprogrammes" bildete die Modernisierung der schwarzen Townships.
Mit dem zunehmenden Bedarf an qualifizierten Arbeitskräften, der nicht
mehr mit der Einwanderung von Weissen abgedeckt werden konnte, sollten,
um den Arbeitsmarkt zu flexibilisieren, die rigiden Mobilitätskontrollen für
privilegierte Schwarze abgebaut, den Bedürfnissen einer neuen schwarzen
Mittelschicht und qualifizierten Arbeiterschaft minimal entgegengekommen
werden. Dieser Teil des Planes wurde wesentlich für die Propaganda im Aus-
land gebraucht, davon realisiert wurde sehr wenig. Hingegen wurden die

Zwangsumsiedlungungen von Hunderttausenden (3-4 Millionen Menschen in
30 Jahren) zügig vorangetrieben.

Dieses "Reformprogramm" wurde von schweizerischen Wirtschaftskreisen
in den 70er und anfangs der 80er Jahre als Zukunftsperspektive akzeptiert
und in der Schweiz propagiert. Ab und zu wurde die unflexible Politik gegen-
über schwarzen qualifizierten Arbeitern und die als ungenügend erachteten

Zugeständnisse an eine schwarze Mittelklasse kritisiert, nicht aber das der To-
talen Strategie zugrundeliegende Prinzip der weissen Vorherrschaft und He-
gemonie im Südlichen Afrika.

Von Angehörigen der südafrikanischen Botschaft in der Schweiz und von
schweizerischen Südafrikafreunden wurde jeweils auf Parallelen in der
Schweiz hingewiesen: auf die Ausländerregelungen (Saisonierstatut, ver-
schiedene Aufenthaltsbewilligungen) und auf das föderalistische Prinzip
(Vergleich zwischen den kulturell unterschiedlichen Kantonen und der Auf-
teilung in Homelands, Townships und weisse Zonen). In Solidaritätsveran-
staltungen musste ich immer wieder überrascht feststellen, wie oft diese bei-
den Vergleiche mit der Schweiz als Rechtfertigung für die Verhältnisse in
Südafrika herhalten mussten.

Seit 1985 ist klar, dass die Totale Strategie gescheitert ist. Die Schwarzen
Südafrikas, vor allem die Jugend in den Townships, haben sich unprogramm-
gemäss immer mehr zur Wehr gesetzt. Die Anti-Apartheidbewegungen in
den USA, in Holland und in den angelsächsischen und skandinavischen Län-
dern haben erreicht, dass heute das Apartheid-Regime isolierter ist als je zu-
vor. Die Schweiz ist heute das einzige Land mit wesentlichen Wirtschaftsbe-
Ziehungen zu Südafrika, das keinerlei Sanktionsmassnahmen beschlossen
hat.

Der Propaganda-Plan der südafrikanischen Regierung ist damit geschei-

tert, auch für die Schweizer Wirtschaft. In den letzten zwei Jahren hat diese
ihre Argumentation modifizieren müssen: Die gutmeinende (welcher weisse
Patriarch meint es nicht gut mit der Menschheit?) reformwillige Regierung
kann leider ihre Absichten nicht durchsetzen, weil sie von rückständigen, ra-
dikalen Rassisten in den eigenen Reihen behindert und leider durch unver-
nünftige Sanktionen, Sanktionsdrohungen und -forderungen und durch die
Radikalität der Schwarzen in die Defensive und konservative „Laager"men-
talität getrieben wird. Die Gefahr liegt im rechten und linken Radikalismus,
dem gegenüber die mässige Haltung eines Botha nur mit Autorität durchge-
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setzt werden kann.
Durch die verschärften Notstandsmassnahmen, durch ausgeweitete Presse-

zensur und zunehmende Polizei-und Militärwillkür wurde auch diese Argu-
mentation in letzter Zeit nochmals modifiziert: Es wurde auf die wachsende
Reformbereitschaft Liberaler Wirtschafts- und anderer aufgeschlossener
Kreise innerhalb der weissen Gemeinschaft Südafrikas hingewiesen, deren
Durchsetzung Zeit brauche. Die Wahlresultate vom 6. Mai haben dieses Ar-
gument zunichte gemacht. Welches die neuen Propagandatrends sein wer-
den, ist noch nicht auszumachen(l); sie dürften auch davon abhängen, inwie-
weit es uns gelingt, die schweizerische Wirtschaft unter Druck zu setzen.

„Rest of Europa": Die Bedeutung des schweizerischen Kapitals für Südafrika

Rund drei Viertel der Aussenwirtschaftsbeziehungen Südafrikas laufen über
Europa, ungefähr die Hälfte über die drei Länder Grossbritannien, die BRD
und die Schweiz. Die Schweiz ist wichtig für Kredite und Anleihen an den Re-
gierungs- und Bankensektor (mit einem Anteil von 20-25%), für die Kom-
merzialisierung von Gold, Diamanten und andern südafrikanischen Produk-
ten (25-30% der südafrikanischen Exporte). Was den Export schweizerischer
Produkte nach Südafrika anbelangt, so fallen sie im Vergleich zu den USA,
der BRD, GB, Japan und Frankreich weniger ins Gewicht. Ebenso verhält es

sich mit den Direktinvestitionen, die in der Grössenordungen Frankreichs et-

was über 5% der ausländischen Direktinvestitionen liegen. Bei näherem Hin-
sehen weisen obige Zahlen zwei Eigenheiten auf:
1. Die Rolle der Schweizer Banken gegenüber dem Staats- und Bankensek-

tor und
2. die Vermarktung der südafrikanischen Exporte über die Schweiz. Beides

hängt mit dem Finanzplatz Schweiz zusammen: Südafrikas Exportein-
nahmen stammen fast zu 50% aus Gold und zu weiteren 10% aus Dia-
manten. Die Schweiz hat einen kleinen Binnenmarkt und könnte die süd-
afrikanischen Exporte nicht bis zu einem Drittel konsumieren. Sie dient
für Südafrika als Handelsumschlagplatz. Zürich ist ein wichtiger Gold-
handelsplatz, gilt zudem als einer der sichersten Flughäfen und ist des-
halb beliebt für Transporte von Gold, Edelsteinen und ähnlichen wert-
vollen Gütern.

In den 70er Jahren haben die Schweizer Grossbanken bis zu 80% des süd-
afrikanischen Goldes vermarktet, heute laufen etwa 60% über den Zürcher
Goldpool. Dies ist meiner Meinung nach ein wesentlicher Punkt, der zu erklä-
ren vermag, wieso die Schweizer Grossbanken eine auffallend apartheids-
staatstreue Politik gemacht und auch nach aussen vertreten haben: Goldhan-
del ist eine parastaatliche Angelegenheit. Die Schweizer Grossbanken pfleg-
(t)en gute Beziehungen zum Apartheidstaat: sei es durch Überbrückungskre-
dite in kritischen Situationen, sei es durch das Management internationaler
Anleihen für die umstrittene Apartheidregierung und für parastaatliche Insti-
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tutionen wie die ESCOM (die staatliche Elektrizitätskommission, die u.a.
auch das Nuklearprogramm mitfinanziert). Die Schweizer Banken haben ei-
ne wesentliche Rolle zur Aufrechterhaltung der Salonfähigkeit des Südafrika-
nischen Regimes auf den internationalen Finanzmärkten gespielt.

Heute versucht Südafrika, die Auswirkungen der Sanktionen durch Umge-
hungsgeschäfte zu kompensieren (vgl. den Artikel v. G. Trepp in diesem

Heft). Entscheidend dürfte dabei der Goldhandel und der Goldpreis sein.
Nach Berechnungen südafrikanischer Ökonomen genügt eine Goldpreisstei-
gerung von 80$ pro Unze um die Einbussen an sanktionsbedingten Exporten
wettzumachen. Die Tendenz des Goldpreises ist seit einem Jahr steigend. Zu-
fall? Und welche Rolle spielen die Schweizer Banken dabei?

Schwerwiegend für den südafrikanischen Widerstand war, dass Fritz Leut-
wiler, Ex-Präsident der Schweizer Nationalbank, den Vorsitz für die erste
Umschuldungsrunde nach dem Kreditstop der US-Banken im August 1985

übernommen hatte. Leutwiler war ein erklärter Gegner der politischen For-
derungen, die die US-Banken unter Druck der Anti-Apartheid-Bewegung
gegenüber dem Apartheidregime stellten. Nach Ansicht wichtiger Vertreter
der Anti-Apartheid-Bewegung Südafrikas hat die Umschuldungsverhand-
lung dem südafrikanischen Regime zu einer Verschnaufpause verholfen zu ei-
ner Zeit, in der es sehr stark unter Druck geraten ist(2). Dem südafrikani-
sehen Widerstand nahestehende Schweizerinnen waren auf darauffolgenden
Besuchen in Südafrika das erste Mal damit konfrontiert, erklären zu müssen,
warum die Schweiz so eng mit dem südafrikanischen Regime zusammenarbei-
te und warum Leutwiler ohne schweizerische Opposition eine solche Vermitt-
lerrolle hatte übernehmen können.

Ich habe mir diese Frage ebenfalls gestellt und bin überzeugt, dass kein
Mann aus einem anderen Land mit einem derart internationalen Prestige die-
ses Kollaborateuren-Amt übernommen hätte. Weshalb?

Erstmals hellhörig geworden in diesem Zusammenhang bin ich im Herbst
1981: Südafrika kündigte damals triumphierend an, es hätte das angereicherte
Uranium für sein erstes Kernkraftwerk (Koeberg) auf dem internationalen
Markt regulär gekauft. Südafrika brauchte nach Expertenberichten das KKW
weniger als Energiequelle den als Zugang zu atomarer Grosstechnologie. In-
ternational entstand ein Rätselraten, wer das Uran an Südafrika verkauft ha-
ben könnte. Die VR China und Spanien wurden verdächtigt, zeitweise die
USA. In der US-Zeitschrift "Nucleonic Weeks" wurde dann ein Teil der Ge-
schichte bekannt: es war die Kaiseraugst AG(3). Verschwiegen wurde je-
doch, dass es sich dabei um eine abgekartete Sache zwischen der US-Regie-
rung, Frankreich (Mitterand), Südafrika und den entsprechenden involvier-
ten schweizerischen Kreisen handelte. Vorausgegangen war ein langes Tau-
ziehen um die Lieferung des Urans, das Südafrika dringend brauchte. Süd-
afrika koppelte die Lieferung des Urans an die Bereitschaft, die abgeblockten
Namibiaverhandlungen weiterzuführen (die kurz darauf tatsächlich wieder
aufgenommen wurden, ohne dass aber in der Folge irgendein substantieller
Erfolg erzielt worden wäre. Dafür ist in der Zwischenzeit das KKW Koeberg
in Betrieb genommen worden). Die USA konnten das Uran aus gesetzlichen
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und innenpolitischen Gründen nicht liefern, die übrigen in Frage kommenden
Länder (Grossbrittannien, Frankreich, BRD) waren in der damaligen Nami-
bia-Kontaktgruppen und konnten das Uranium dem in Namibia-Fragen sich

völkerrechtswidrig verhaltenden Südafrika ebenfalls nicht liefern.
Ich will nicht alle Details dieses cleveren Deals ausbreiten. Entscheidend

ist, dass die Schweiz das Uranium verkauft hat und dass das in den USA be-
kannt wurde. Um den Fall wurde es kurz nach Bekanntwerden des Lieferan-
ten überraschend still. Inzwischen ist mir aufgefallen, dass die Schweiz in den
internationalen Resolutionen zu den Kollaborateuren des Apartheidsystems
kaum genannt wird. Auch in der internationalen Anti-Apartheid-Bewegung
fällt das Thema "Schweiz" ausser Traktanden. Die Schweiz steht im Schatten
der internationalen Öffentlichkeit. In den südafrikanischen Statistiken über
Verschuldung nach aussen erscheint die Schweiz übrigens unter dem bezeich-
nenden Aggregat "Rest of Europe".

Die Schweiz "verschwindet" nicht nur aus der Realitätssicht der Ausländer,
sondern auch in den eigenen Statistiken: Das, was laut südafrikanischer Stati-
stik in die Schweiz exportiert wird, ist ungefähr das Ze/m/ac/ie von dem, was
laut schweizerischen Statistiken aus Südafrika importiert wird. Wenn frau den
Handel mit Goldbarren, der auch in der statistischen Realität Südafrikas nicht
vorkommt, miteinbezieht, kommen etwa 98% dessen, was an südafrikani-
sehen Exporten über die Schweiz vermarktet wird, in der offiziellen Statistik
der Schweiz w'cüf vor(4).

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass schweizerische Wirtschaftskreise
und ihre Vertreter in politisch sehr heiklen Situationen Südafrikas zugunsten
des Apartheidregimes eingegriffen haben. In beiden Fällen (es sind die mas-
sivsten, die mir bekannt sind), hat der Bundesrat seine Nichtzuständigkeit er-
klärt. Bei einigen Fällen, so auch beim Kaiseraugst-uran (und z.B. bei den Öl-
Umgehungsgeschäften von Marc Rieh) durfte damit gerechnet werden, dass

nichts an die Öffentlichkeit dringen würde. Der Bundesrat wurde vermutlich
ebenfalls nnicht über diese Umgehungsgeschäfte informiert. Im Falle von
Leutwiler deklarierte der Bundesrat seine Nichtzuständigkeit Zum vornüer-
ein, wohl wissend, dass Leutwiler ohne den Segen des Bundesrates den Ver-
handlungsjob zuerst nicht übernehmen wollte. Er tat dies dann aber doch und

zog sich danach mit widersprüchlichen Begründungen zurück. Die neuen
Umschuldungsverhandlungen im Februar 1987 wurden im altbekannten
Schema internationaler Anonymität abgewickelt: in einer Bankengruppe, in
der die zwölf wichtigsten Gläubigerbanken sich trafen und der auch die drei
Schweizer Grossbanken angehörten. Über den Inhalt der Verhandlungen
wurde ausser dem Resultat nichts bekannt: eine für Südafrika günstige Rege-
lung auf weitere drei Jahre(5).

Es ist offensichtlich, dass für Südafrikas Politik ein Land wie die Schweiz—
das zur respektablen Familie der "wahren" Demokratien gehört, über ein so-
lides und weitreichendes Bankensystem verfügt, Drehscheibe für internatio-
nale Kontakte ist, gleichzeitig aber nicht im Brennpunkt internationaler Öf-
fentlichkeit steht — viele Vorteile besitzt. Es trifft sich gut: die diskrete
Schweiz und Südafrika, das diskret seine Isoliertheit zu überwinden versucht.
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Der hinter scheinbarer Bedeutungslosigkeit verschwindende Kleinstaat
Schweiz ist aber nicht nur ein günstiger Ort für den Pariah Südafrika, sondern
auch für diejenigen Wirtschafts- und Regierungskreise westlicher Länder, die
zunehmend unter den Druck der Anti-Apartheidbewegung und der interna-
tionalen Öffentlichkeit geraten sind. Die Schweiz kann das tun, was diese sich
nicht leisten können, aber gerne tun würden.

Mir scheint, dass wir die Schweiz als eine notwendige widersprüchlichen
Artikulation von anonymer multinationaler Weltmännigkeit der Konzerne
und Grossbanken einerseits und einer sich diskret, dienstleistungsfreudig, so-

lid, neutral und humanitär gebenden Nation der Gnomen andererseits, besser

begreifen lernen sollten(6). Es geht darum nachzufragen, wie denn diese wie-
dersprüchliche Artikulation international und national produziert und auf-
rechterhalten wird.

Für eine Anti-Apartheidpolitik in der Schweiz scheint mir zentral, diese

Artikulation aufzubrechen. Wie das zu erreichen ist, ist mir allerdings nicht so

klar. Einen Ansatzpunkt sehe ich in den bereits laufenden Aktionen, die ge-

gen die Schweizer Grossbanken direkt gerichtet sind (und hoffentlich auch
andere Konzerne miteinbeziehen werden), einen zweiten in der Durchset-

zung von Forderungen, die auf eine aktive Aussenpolitik der Schweiz zielen,
sich also gegen das aussenpolitische Monopol der Schweizer Wirtschaft und
die endlose Politik der Neutralität, der Diskretion und der Guten Dienste des

Staates Schweiz wenden(7).

Weltbild aus dem goldenen Käfig

US-Grossbanken haben schon anfangs der achtziger Jahre Gespräche mit der
Befreiungsbewegung ANC geführt. Kontakte zur UDF und zu SACC gehö-
ren heute weltweit zur internationalen Diplomatennormalität — allerdings
nicht zur schweizerischen. Und Leutwilers politische Borniertheit ist kein
Einzelfall(8).

Mir ist aufgefallen, dass bis vor kurzem die bürgerliche Presse, die öffentli-
chen Verlautbarungen der Banken, der Wirtschaft und auch eines Staatsse-
kretärs Brunner von Sprachregelungen und Stellungnahmen geprägt waren,
die frappante Ähnlichkeiten mit derjenigen des Apartheidregimes und den

Veröffentlichungen der südafrikanischen Botschaft haben.
Ich hatte die Gelegenheit, Filme, die das schweizer Fernsehen zu Südafrika

seit'Beginn der siebziger Jahre gedreht hat, anzusehen. Zwei Aspekte sind
mir dabei besonders aufgefallen: In zwei Filmen über Schweizer Industrielle
in Südafrika—der eine 1973, der andere 1985 gedreht, letzterer zu einer Zeit,
in der international ein Unternehmerkodex diskutiert wurde, der verlangt,
dass die in Südafrika tätigen ausländischen Unternehmen gegen das Apart-
heidsyxtem Stellung beziehen sollen — waren die Aussagen der Schweizer
Unternehmer unabhängig vom Jahr beliebig auswechelbar. Sie wiederholten
stets dasselbe: man unterstütze die Förderung tüchtiger Schwarzer, es gebe
unter ihnen sehr Fähige. Das ist der Grundtenor des ganzen Diskurses vom
"kontrollierten Wandel"(NZZ). Man muss die Schwarzen so lange erziehen,
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bis sie wie die Weissen sind, dann sind sie reif für die Demokratie. Früher un-
terschieden sich die Schweizer Industriellen noch vom Apartheidregime: sie

hielten bereits damals Schwarze für umerziehbar und sprachen sich gegen ei-
ne rigide Rassentrennung aus. Heute entspricht das der modifizierten Positio-
nen der südafrikanischen Regierung: sie verlangt noch etwa 100 Jahre Ge-
duld, bis die Schwersterziehungsarbeit geleistet ist.

Ein zweiter, damit zusammenhängender Aspekt zeigt sich im Umgang der
Fernsehleute mit Aufständen, Gewalttätigkeit und Chaos. Da wurden Filme
(nicht alle) auch von gutmeinenden Journalisten entweder selber chaotisch
oder dann kippten sie zeitweise ins Rassistische über: Wer Chaos und Gewalt-
tätigkeit hervorruft sind die Schwarzen, man muss schon sehen, dass Ver-
ständnis brauchen die Weissen, die sich begreiflicherweise vor der Zukunft
schrecklich ängstigen.

Mir scheint, dass die Konvergenz des südafrikanischen und schweizeri-
sehen herrschenden Diskurs eine des Weltbildes ist: dieses entsteht in einem
goldenen Käfig; aus einer Mischung von paternalistischer und kulturimperia-
listischer Überheblichkeit, aus Angst und Abwehr vor dem chaotischen, ge-
walttätigen Aussen, vor dem man sich schützen muss.

Diese Angst vor dem Chaotischen, vor der Gewalt und Unordnung der un-
zivilisierten Schwarzen ist nach meiner Erfahrung in vielen Südafrika-Veran-
staltungen dominant in der Argumentation der schlecht Informierten und der
Freunde Südafrikas. Die Südafrikapropaganda appelliert in der Schweiz denn
auch immer von neuem an diese Angst und an die Vernunft der Zivilisierten.
Kurz: In der Südafrikapropaganda in der Schweiz wird an Vorurteilen Schwei-
zerischen Selbstverständnisses angeknüpft, deren Wirksamkeit unübersehbar
ist.

Südafrika: Radikalste Version der Herrschaft des weissen Mannes

Ich erfahre Veranstaltungen zum Thema Südafrika meistens als sehr aggres-
siv, auch gegen mich als Frau gerichtet. Vielleicht hängt das damit zusammen,
dass ich mich als Frau und gewöhnliche Bürgerin dieses Landes in Angelegen-
heit der Wirtschaft einmische und ihre Entscheidungskompetenz und -legi-
mität hinterfrage und damit gesellschaftliche Tabus durchbreche.

Ich sehe aber noch einen anderen Zusammenhang. Afrika wurde von den
Kolonialisten als weiblicher Kontinent behandelt. Den Schwarzen werden
von ihnen ähnliche Eigenschaften zugeschrieben wie den Frauen. In Südafri-
ka geht es um mehr als um Profite, es geht um das Gesellschaftsmodell des

Weissen (herrschenden) Mannes: Südafrika ist für mich die radikalste Ver-
sion eines instrumenteilen Verhältnisses der Herrschenden zum Rest der
Welt. Es ist die realisierte Phantasie der beliebigen Verfügbarkeit und Kon-
trolle über Menschen und der beliebigen Machbarkeit einer eigenen Unord-
nung: Millionen von Menschen wurden zwangsumgesiedelt, ganze Städte und
Kulturzentren von Schwarzen niedergewalzt, um sterilen Villenquartieren
der Weissen Platz zu machen; Gesetze und Vorschriften wurden erfunden um
festzulegen, wo Schwarze wohnen, essen, arbeiten, Kinder haben und sich
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aufhalten dürfen und was Schwarze und Weisse nicht zusammen tun dürfen.
Es werden Millionen Rand in Stacheldraht investiert, um Bantustans und

Townships einzuzäunen. Unerbittlich werden Menschen aus weissen Zonen
in Gebiete umgesiedelt, in denen ihr langsames Verhungern vorprogram-
miert ist. Mit Eifer und wissenschaftlicher Neugier wurde nach immer raffi-
nierteren Kontrollmethoden gesucht. Ungeplant und in den Prognosen nicht
vorgesehen waren und sind die Aufstände der Schwarzen.

Die Ungeheuerlichkeit des Apartheidprinzips, dessen, was auch die
Schweizer Wirtschaftsvertreter letzten Endes in Südafrika verteidigen und
unterstützen, ist in der Schweiz kaum zum Politikum geworden. Heute ist
Südafrika ein Thema, weil der Schein der Rationalität abendländischer Zivili-
sation offensichtlicher, brutaler Militärherrschaft gewichen ist, was Solidari-
tätsarbeit einfacher macht als vorher. Aber Apartheid als Teil unserer eige-
nen Kultur ist nicht zu einem Thema der Anti-Apartheidbewegung geworden
(mit Ausnahme einiger Ansätze innerhalb kirchlicher Diskussionen)(9).

Solidarisch nur mit Südafrika oder auch mit uns selbst?

Bisher hat die Südafrikasolidaritätsbewegung auf zwei Ebenen gearbeitet: ei-
nerseits hat sie versucht, einige Aspekte der südafrikanischen Realität
(Zwangsumsiedlungen, Armut, Kindersterblichkeit, Diskriminierung und
Rechtlosigkeit der Schwarzen) bewusst zu machen; andererseits hat sie die
wirtschaftliche Bedeutung der Schweiz für Südafrika offengelegt und zu Boy-
kotten der südafrikanischen Produkte und Schweizer Grossbanken aufgeru-
fen.

Ich denke aber, dass eine Solidaritätspolitik, die nur die wirtschatlichen Zu-
sammenhänge zwischen der Schweiz und Südafrika ins Blickfeld bekommt,
und "nur" auf Unterstützungsaktionen für den schwarzen Widerstand zielt,
zu kurz greift, welches sie zu wenig die besonderen innen- und aussenpoliti-
sehen Beziehungen der Schweiz zu Südafrika in die Diskussion miteinbezieht.
Südafrika wird als ein Fall unter anderen betrachtet. Eine Diskussion, ob es

denn Ansatzpunkte des Politikmachens gibt, das auch Analysen der Beson-
derheiten der Schweiz, ihrer besonderen Beziehungen zu besonderen Län-
dern zu besonderen Zeitpunkten beinhaltet, existiert kaum. Ebenso fehlen
noch immer weitgehend Debatten und Analysen die über genannten Hand-
lungsmöglichkeiten hinaus gehen(lO).

Anmerkungen

* Während Recherchen seit längerem belegen, welches die ungefähren ökonomischen
Grössenordnungen und Mechanismen der wirtschaftlichen Zusammenarbeit der
Schweiz mit Südafrika sind (s. "Literaturhinweise") sind alle andern Aussagen Re-
sultat meiner sechsjährigen Arbeit in der Südafrika-Boykott-Bewegung. Es handelt
sich um gesammelte Eindrücke und Erfahrungen, deren Relevanz ich intuitiv vermu-
te, die ich aber nicht systematisch untersucht habe und auch nicht genau formulieren
kann. Sie stammen aus vielen Solidaritätsveranstaltungen in unterschiedlichen Mil-
Heus, regelmässiger Lektüre in- und ausländischer Zeitungen, Südafrikapropagan-
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